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Abréviations

SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
KJFF Pflegefachperson mit Schwerpunkt Kinder, Jugendliche, Frauen und

Familie
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
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Chronique générale

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Médecins et  personnel soignant

Mittels Motion forderte Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) den Bundesrat in der
Herbstsession 2020 dazu auf, darzulegen, welche Massnahmen ergriffen werden
müssen, um in der Schweiz mehr Ärztinnen und Ärzte auszubilden. Die Covid-19-
Pandemie habe die Relevanz von ausreichend Gesundheitspersonal – zu denen
natürlich auch die Ärzteschaft gehört – einmal mehr verdeutlicht. Um der grossen
Anzahl Erkrankter zu Spitzenzeiten begegnen zu können, seien einige Kantone etwa
gezwungen gewesen, bereits pensionierte Ärztinnen und Ärzte sowie
Medizinstudentinnen und -studenten aufzubieten. Auch habe die Krise die
Abhängigkeit von Gesundheitspersonal, das ursprünglich im Ausland ausgebildet
worden sei, aufgezeigt. Dies sei insbesondere aus ethischer Sicht problematisch, da es
dadurch in den Ausbildungsländern oft an genügend Fachkräften fehle. Hinzu komme
der demographische Faktor: In zehn Jahren gehe rund die Hälfte der Hausärztinnen
und -ärzte in den Ruhestand, was zu einem Mangel an Fachpersonen in den
Randregionen führen werde. Es gelte deshalb, die Konzepte zum Zugang zum
Medizinstudium zu überarbeiten. Die Motionärin erklärte, sie denke beispielsweise an
die Ablösung des Numerus clausus durch eine andere Form von Leistungsbeurteilung.
Zudem müssten weitere innovative Modelle bezüglich Studienzugang und
Weiterbildungsmöglichkeiten überprüft werden. Die mit den Massnahmen verbundenen
Kosten sollen von Bund, Kantonen und den betroffenen Institutionen geteilt werden.
Wirtschaftsminister Guy Parmelin zeigte sich mit Carobbio Guscetti einverstanden,
dass es essentiell sei, genügend qualifizierte Fachpersonen im Gesundheitsbereich
auszubilden. Trotzdem beantragte der Bundesrat das Geschäft abzulehnen, da er der
Ansicht war, dass die notwendigen Massnahmen bereits ergriffen worden seien. So
erwähnte Parmelin unter anderem die im Rahmen der BFI-Botschaft erfolgte
Sprechung eines Zusatzkredits in der Höhe von CHF 100 Mio., dank welchem das
Sonderprogramm «Erhöhung der Anzahl Abschlüsse in Humanmedizin» lanciert worden
sei. Den Ständerat schienen die Worte Carobbio Guscettis jedoch mehr zu überzeugen
als diejenigen des Bundesrates. Mit 20 zu 18 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) sprach er
sich für die Motion aus. 1

MOTION
DATE: 24.09.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Im März 2021 nahm sich der Nationalrat einer Motion Carobbio (sp, TI) mit dem Titel
«Die Schweiz muss mehr Ärztinnen und Ärzte ausbilden» an. Im Vorfeld der
nationalrätlichen Behandlung hatte sich eine Mehrheit der SGK-NR gegen das Geschäft
ausgesprochen. Als Sprecher dieser Mehrheit erklärte Lorenz Hess (mitte, BE) im Rat,
dass in erster Linie die Kantone für die Weiterbildung und Zulassung der Ärzteschaft
verantwortlich seien. Eine 2020 verabschiedete Änderung des KVG zur Zulassung von
Leistungserbringenden ermögliche es den Kantonen zudem, die Verteilung der
Ärztinnen und Ärzte und ihre Fachrichtungen mittels Festlegung von Höchstzahlen auf
die verschiedenen Regionen zu verteilen. Bevor weitere Massnahmen ergriffen würden,
sollte abgewartet werden, wie sich diese Gesetzesänderung auswirke. Zudem sei der
Bund im Rahmen des Sonderprogramms zur Erhöhung der Anzahl
Humanmedizinabschlüsse, auf welches in der BFI-Botschaft 2017-2020 eingegangen
werde, bereits aktiv geworden. Auch hier gelte es, die Resultate abzuwarten. 
Eine Minderheit um Yvonne Feri (sp, AG) befürwortete den Vorstoss hingegen. Sie hob
den personellen Notstand im Gesundheitswesen und die Abhängigkeit vom Ausland
hervor. Weiter unterstrich sie die Notwendigkeit, die Zulassungsbedingungen zum
Medizinstudium zu überprüfen. Es bedürfe einer Erhöhung der Anzahl
Medizinstudierender, der Stärkung der Ausbildung zum Facharzt oder Fachärztin und
der Förderung der Weiterbildungsmöglichkeiten. Bundesrat Guy Parmelin anerkannte
zwar die Wichtigkeit von gut ausgebildeten Gesundheitsfachkräften in der Schweiz.
Nichtsdestotrotz war er der Ansicht, dass der Bund mit der von Hess angesprochenen
BFI-Botschaft bereits die notwendigen Massnahmen getroffen habe, um die Zahl der
Medizinstudierenden zu steigern. Ebenfalls erachtete er den Numerus Clausus als
geeignetes Zulassungsverfahren zum Studium. Was die Qualität der postgradualen und
kontinuierlichen Ausbildungen anbelange, werde deren Qualität durch vom Bund
festgelegte Rahmenbedingungen bestimmt. Die konkrete Ausgestaltung liege allerdings
bei den entsprechenden Organisationen und Institutionen. Vor diesem Hintergrund

MOTION
DATE: 04.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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sehe der Bundesrat keinen Handlungsbedarf. Der Nationalrat lehnte die Motion knapp
mit 98 zu 92 Stimmen ab. Die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, GLP und der
Grünen unterlagen damit den Stimmen aus den restlichen Fraktionen. 2

Eine Stärkung der Ausbildung von Ärztinnen und Ärzten in der Schweiz war Ziel einer
im Mai 2020 eingereichten Motion Barrile (sp, ZH). Konkret forderte der Motionär den
Bundesrat dazu auf, die notwendigen Schritte einzuleiten, um die Anzahl Ärztinnen und
Ärzte, die hierzulande ausgebildet werden, zu erhöhen. Dazu gehörten unter anderem
die Überarbeitung des Zulassungsverfahrens zum Studium, die Erhöhung der Anzahl
Studienplätze sowie die Stärkung von Weiterbildungen und Fortbildungen. Der Vorstoss
kam im Mai 2022 in den Nationalrat. Nachdem Barrile sein Anliegen vorgestellt hatte,
erklärte Bundesrat Guy Parmelin, dass die Regierung zwar die Meinung teile, dass
genügend qualifizierte Personen im Gesundheitswesen ausgebildet werden müssen,
dass sie eine Änderung des Zulassungsverfahrens jedoch nicht als zielführend erachte.
Parmelin verwies weiter auf das Sonderprogramm «Erhöhung der Anzahl Abschlüsse in
Humanmedizin» und fasste zusammen, dass der Bundesrat der Auffassung sei, dass die
essenziellen Massnahmen zur Erhöhung der Anzahl ausgebildeter Ärztinnen und Ärzte
bereits ergriffen worden seien. Daher empfehle er die Motion zur Ablehnung. Diesen
Worten folgte die grosse Kammer denn auch mit 98 zu 84 Stimmen (bei 6
Enthaltungen). Während die befürwortenden Stimmen in erster Linie aus den Reihen
der SP-, Grünen- und GLP-Fraktion stammten, sprach sich das bürgerliche Lager
grossmehrheitlich gegen das Geschäft aus. 3

MOTION
DATE: 11.05.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Die sozialdemokratische Fraktion wollte mittels einer während der Covid-19-Pandemie
im Herbst 2020 eingereichten Motion erreichen, dass dem Personal von
Krankenhäusern sowie vergleichbaren stationären und ambulanten Einrichtungen,
welche Covid-19-Patientinnen und -Patienten behandeln, eine einmalige Corona-
Prämie von CHF 4'000 zugestanden wird. Das Geschäft kam anlässlich der
Herbstsession 2022 in den Nationalrat. Dort setzte sich Barbara Gysi (sp, SG) für das
Anliegen ihrer Fraktion ein: Die Prämie sei angesichts der grossen Belastung und der
unternommenen Anstrengungen und Überstunden der Betroffenen, mit denen sie die
Gesundheitsversorgung während der Covid-19-Pandemie gewährleistet hatten,
gerechtfertigt. Weiter betonte sie die Wichtigkeit der Wertschätzung des
Gesundheitspersonals. Bundesrat Guy Parmelin anerkannte zwar den Beitrag, den das
Gesundheitspersonal während der Pandemie geleistet hatte, gab aber zu bedenken,
dass sich viele Arbeitnehmende aus unterschiedlichen Berufen in dieser Zeit speziell
engagiert hätten. Eine Corona-Prämie sei nicht angebracht, weil diese einer
Bevorzugung einer bestimmten Gruppe gleichkäme. Zudem wies der
Wirtschaftsminister auf die Pflegeinitiative hin, mit deren Annahme sich die
Stimmbevölkerung für eine Verbesserung der Situation von qualifizierten Arbeitskräften
im Gesundheitswesen ausgesprochen habe. Der Bundesrat empfahl die Motion daher
zur Ablehnung. Mit 118 zu 64 Stimmen folgte der Nationalrat dieser Empfehlung.
Während sich die Fraktionen der SP und der Grünen geschlossen für den Vorstoss
aussprachen, lehnten ihn die anderen Fraktionen geschlossen ab. 4

MOTION
DATE: 29.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Ende September 2023 reichte Maya Graf (gp, BL) ein Postulat ein, mit dem sie den
Bundesrat mit der Prüfung betrauen wollte, wie er gemeinsam mit den Kantonen
sicherstellen kann, dass der Studiengang Pädiatrie KJFF von den Berufsschulen und
den Ausbildungsorten in koordinierter Zusammenarbeit angeboten wird. Das Geschäft
kam in der Wintersession 2023 in den Ständerat, wo die Postulantin ihr Anliegen
genauer erläuterte. Mit dem Vorstoss wolle sie darauf abzielen, dass die Versorgung mit
spezialisierten Pflegekräften gewährleistet sei. Hierzulande existierten seit 2002
lediglich generalistische Pflegeausbildungen und die Ausbildung im Bereich der
pädiatrischen Pflege finde einzig am Arbeitsort statt. Die entsprechenden Betriebe,
Verbände und Organisationen würden dafür allerdings nicht entschädigt. Bedingt durch
den Personalmangel gestalte sich die Sicherstellung der Ausbildung vor Ort zunehmend
schwierig, was in Engpässen in der pädiatrischen Versorgung münde. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung des Postulats. Bildungsminister Guy Parmelin begründete
dies damit, dass Ausbildungsinhalte im Gesundheitswesen durch Branchen- und
Berufsverbände definiert würden und die Hochschulen die Autonomie besässen,
zusammen mit der betroffenen Akteurschaft die Studieninhalte zu bestimmen. Der
Bundesrat erachte es daher nicht als angezeigt, mittels Top-Down-Vorgehensweise in
das System einzugreifen. Der Ständerat folgte mit 23 zu 20 Stimmen dem

POSTULAT
DATE: 11.12.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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bundesrätlichen Votum und sprach sich gegen das Postulat aus. 5

1) AB SR, 2020, S. 1044 f.
2) AB NR, 2021, S. 167 ff.
3) AB NR, 2022, S. 777 f. 
4) AB NR, 2022, S. 1859 f.
5) AB SR, 2023, S. 1131
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